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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 307/07 B 
 
L 1 R 110/06 (Schleswig-Holsteinische LSG) 
S 9 R 945/05 (SG Lübeck) 
 
 
 
 
........................................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................, 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord, 
Ziegelstraße 150, 23556 Lübeck, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Oktober 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e   

und   Dr.  T e r d e n g e  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 26. April 2007 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 26.4.2007 hat das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht (LSG) einen An-

spruch des Klägers auf Gewährung von Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Er beruft sich auf den Verfahrensfehler der Verletzung recht-

lichen Gehörs. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung vom 5.9.2007 ge-

nügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des Sozialgerichts-

gesetzes (SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan wor-

den ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), so müssen 

für die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den Verfahrens-

mangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 

1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum 

die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Ver-

fahrensmangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). 

 

Die ordnungsgemäße Rüge eines Gehörsverstoßes iS der vorgenannten Vorschrift erfordert, 

dass dargelegt werden muss, welchen erheblichen Vortrag das LSG nicht zur Kenntnis genom-

men hat oder welches Vorbringen von ihm verhindert worden ist und inwieweit das Urteil darauf 

beruhen kann (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 36 und BSGE 69, 280 = SozR 3-4100 § 128a 

Nr 5). Voraussetzung für den Erfolg einer solchen Rüge ist darüber hinaus, dass der Beschwer-

deführer darlegt, seinerseits alles Zumutbare getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu 

verschaffen (BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1; Senatsbeschluss vom 20.1.1998 

- B 13 RJ 207/97 B - SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 33 S 58). 

 

Der Kläger trägt vor, das Gutachten des Dr. T.            existiere nur in Form einer Anlage zur Sit-

zungsniederschrift; eine Übermittlung des Gutachtens des Sachverständigen K.              sei bis 

zur Sitzung ebenfalls nicht erfolgt; erstmals in der Sitzung seien die Gutachten mündlich erläu-

tert worden. Für ihn habe keine Möglichkeit bestanden, eigenen - ärztlichen oder berufskund-

lichen - weiteren Rat einzuholen. Auf diesen Umstand sei er in der mündlichen Verhandlung 

nicht aufmerksam gemacht worden. 
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Mit diesen Ausführungen hat er den vermeintlichen Mangel im Verfahren, der eine Verletzung 

des rechtlichen Gehörs bedingt, nicht hinreichend dargetan. Denn wenn er wie vorgetragen, 

erstmals im Termin am 26.4.2007 von der ärztlichen und berufskundlichen Einschätzung seines 

Leistungsvermögens erfahren hat, hätte ihm die Möglichkeit offen gestanden, nach Erörterung 

des Sach- und Streitstandes die Vertagung des Rechtsstreits zu beantragen, falls er sich nicht 

in der Lage sah, abschließend zu dieser Leistungseinschätzung Stellung zu nehmen. Da er 

trotz Vertretung durch einen Rechtsanwalt einen solchen Antrag nicht gestellt hat, hat er nicht 

alles seinerseits Zumutbare getan, um sich rechtliches Gehör zu verschaffen. Der Kläger trägt 

gerade nicht vor, er sei an einer entsprechenden Antragstellung gehindert worden oder das 

LSG habe Informationen vorenthalten, die es dann - überraschend - im Berufungsurteil verwer-

tet habe. Eines Hinweises des LSG auf eine mögliche Vertagung bedurfte es nicht. 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwer-

de erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG durch Beschluss 

ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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